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33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst
TOP 1
Neuordnung der Sozialhilfeverwaltung im Land Sachsen-Anhalt  

Beratungsgrundlage:

Landräte-Schreiben Nr. 046/2003 vom 25. September 2003




 Nr. 048/2003 vom 21. Oktober 2003




 Nr. 004/2004 vom 21. Januar 2004

Bisherige Beratung:
TOP 6
112.
Präsidialsitzung am 21. Oktober 2003

TOP 4
16.
Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und




Soziales am 28. Oktober 2003

TOP 2
  32. Landräte-Seminar am 27./28. November 2003

TOP 5
113. Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003

TOP 5
17. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und




Soziales am 20. Januar 2004

Weitere Beratung:

Gemeinsame Sitzung der Fachausschüsse für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht sowie für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 23. März 2004
Sachverhalt:

Der Verfahrensstand stellt sich wie folgt dar:

1. Zur ambulanten Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes (Artikel 4 des Gesetzes zur Neuordnung der Landesverwaltung vom 17.12.2003 – GVBl. LSA S. 352 ff.) ist der überörtliche Träger der Sozialhilfe über die Aufgaben nach § 100 BSHG hinaus auch für die Hilfe in besonderen Lebenslagen für den in § 100 Abs. 1 Nr. 1 BSHG genannten Personenkreis außerhalb einer Anstalt, eines Heimes oder einer gleichartigen Einrichtung für sachlich zuständig erklärt worden.

Nachdem zwischenzeitlich sowohl aus dem MS als auch aus dem politischen Raum heraus die Auffassung vertreten worden war, lediglich die Zuständigkeit für die ambulante Eingliederungshilfe für Behinderte sei geändert, sieht das MS nunmehr auch die Leistungen der ambulanten Hilfe zur Pflege als mit erfasst an.

Ein klarstellendes Schreiben des Sozialministers an die Landkreise ist uns gegenüber angekündigt worden.

2. Zur Aufhebung der Heranziehung

§ 3 Abs. 2 AG-BSHG i. V. m. der Heranziehungsverordnung stellt die Rechtsgrundlage für die Heranziehung der örtlichen Träger der Sozialhilfe zu Aufgaben der überörtlichen Sozialhilfe dar. Die genannten Regelungen gelten bisher unverändert fort. 

Erklärtes Ziel des MS ist zwar die Rücknahme der Heranziehung, jedoch scheint dazu innerhalb der Landesregierung bisher keine abschließende Position gebildet worden zu sein. 

Der Sozialminister könnte zwar durch einfache Ministerverordnung die Heranziehung aufheben, jedoch scheint jetzt auch das MS einen kurzfristigen Aufgabenübergang als nicht realisierbar anzusehen. Nach aktuellen Erklärungen des MS ist eine Aufhebung der Heranziehung nicht mehr zum 1.07.2004, sondern frühestens zum Ende des Jahres beabsichtigt. Allerdings sollen Landkreise, die nach § 6 a SGB II optieren wollen, bereits vorher die Möglichkeit zur Rückgabe der Aufgabe erhalten.

3. Zur künftigen Organisation des überörtlichen Trägers

Die Aufgaben des überörtlichen Trägers werden derzeit von der Abteilung 7 des  Landesverwaltungsamtes („Sozialagentur“) wahrgenommen. Das MS strebt weiterhin eine Herauslösung der Abteilung 7 und eine Umgründung der Sozialagentur in eine GmbH an. Innerhalb der Landesregierung scheint auch zu diesen Vorstellungen des MS bisher keine abschließende Position gebildet worden zu sein.  

Derzeit finden zur Neuordnung der Sozialhilfeverwaltung noch verschiedene Gespräche auf Ebene der Landesregierung statt, in die wir teilweise einbezogen sind. 

Am 16. Februar 2004 hatten wir Gelegenheit, die Problematik gemeinsam mit Vertretern des MS bei Herrn Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer zu erörtern. Auf der Grundlage der als Anlage beigefügten Übersicht haben wir den MP auf die Umsetzungsschwierigkeiten der vom MS konzipierten Neuordnung der Sozialhilfeverwaltung hingewiesen. Der MP sieht die Notwendigkeit, die Kommunen in die zukünftige Organisation des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe einzubinden, sie mindestens an den Gremien der Sozialagentur zu beteiligen. Er hat das MS gebeten, entsprechende Vorschläge zu erarbeiten. 

Über die weitere Entwicklung werden wir mündlich berichten.

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst
TOP 2
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe

Beratungsgrundlage:
Landräte-Schreiben Nr. 001/2004 vom 21. Januar 2004




 Nr. 004/2004 vom 21. Januar 2004




 Nr. 009/2004 vom 04. Februar 2004

Bisherige Beratung:
TOP 3              16.
Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 03. Juni 2003

TOP 3
 112.
Präsidialsitzung am 21. Oktober 2003

TOP 3
   16. 
Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 28. Oktober 2003

TOP 3
   17.

Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 20. Januar 2004

TOP 6              18.
Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 27. Januar 2004

TOP 4            114.
Präsidialsitzung am 10. Februar 2004
Weitere Beratung:
Gemeinsame Sitzung der Fachausschüsse für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht sowie für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 23. März 2004
Sachverhalt:
Zum Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (“Hartz IV“) vom 23. Dezember 2003 bestehen nach wie vor in allen Bundesländern erhebliche Unsicherheiten über die finanziellen Belastungen der Landkreise und kreisfreien Städte, die für die ab 01.01.2005 unabhängig von dem Optionsrecht nach § 6 a SGB II in jedem Fall übertragenen Aufgaben entstehen. Die größte Position sind dabei die Leistungen für Unterkunft und Heizung für alle Empfänger von Arbeitslosengeld II (§ 22 SGB II).
Nach der beiliegenden vom Deutschen Landkreistag regionalisierten Auswertung erfährt das Land Sachsen-Anhalt ab 2005 Entlastungen in Höhe von 358,1 Mio. Euro, während die Kommunen mit 245 Mio. Euro belastet werden. Die Landesregierung hält diese Zahlen für nicht zutreffend, weil insbesondere die Auswirkungen der Wohngeldreform für das Land und die Belastungen der Kommunen durch höhere Ausgaben für Unterkunftskosten für verbleibende Sozialhilfeempfänger und Bezieher von Grundsicherung für Ältere aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts als zu hoch ausgewiesen seien. 
Die Überprüfung dieser Daten und Konkretisierung der Be- und Entlastungssituation zwischen Land und Landkreisen sowie kreisfreien Städten aus „Hartz IV“ ist eine der wesentlichen Aufgaben der zwischenzeitlich eingesetzten interministeriellen Arbeitsgruppe unter Leitung des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit, in der auch die kommunalen Spitzenverbände vertreten sind. Für den kommunalen Finanzausgleich ist zu bedenken, dass die neuen Bundesländer durch eine Änderung des bundesrechtlichen Finanzausgleichsgesetzes ab 2005 eine Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisung von 1 Mrd. Euro erhalten. Für das Land Sachsen-Anhalt beträgt dieser Betrag brutto 187 Mio. Euro und müsste über eine Änderung des Finanzausgleichsgesetzes in die Finanzausgleichsmasse überführt werden. Dabei wird darauf zu achten sein, dass diese Mehreinnahmen die Landkreise und kreisfreien Städte erreichen. Insgesamt wird aber ohnehin eine Neujustierung des kommunalen Finanzausgleichs ab 01.01.2005 erforderlich werden, weil auch der bisherige Sozialhilfelastenausgleich (§ 10 FAG) der geänderten Rechtslage anzupassen sein wird. Auch die erheblichen Einsparungen des Landes aus der Wohngeldreform müssen zur Finanzierung der neuen kommunalen Aufgabe verfügbar bleiben, wenn die Umsetzung von Hartz IV in Sachsen-Anhalt erfolgreich gelingen soll.

Daneben haben wir eine eigene Arbeitsgruppe gebildet, um die organisatorischen, personalwirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen aus Sicht der Landkreise erarbeiten zu können. Dies schien uns dringend geboten, weil in unseren Fachausschusssitzungen „Soziales“ am 20. Januar 2004 und „Finanzen“ am 27. Januar 2004 eine große Zahl der Landkreisvertreter erklärt hat, das Optionsrecht nach § 6 a SGB II konkret prüfen zu wollen. 

Angesichts des engen Zeitrahmens müssen sich die Landkreise kurzfristig mit den Chancen und Risiken des vorliegenden Gesetzes auseinandersetzen. Der Zeitplan des Optionsgesetzes stellt sich gegenwärtig wie folgt dar:

25. Februar 2004

Kabinettsbeschluss zum Optionsgesetz

5. März 2004


1. Lesung im Bundestag

2. April 2004


Verabschiedung des Optionsgesetzes im Bundesrat

bis Ende April 2004

In-Kraft-Treten des Optionsgesetzes

bis 31. August 2004

Erklärung der Kommunen zur Option

24. September 2004

Verabschiedung der Verordnung zur Zulassung der optierenden Kommunen im Bundesrat

ab 1. Oktober 2004

Erhebung der ab 1. Januar 2005 erforderlichen Daten der Hilfeempfänger durch die optierenden Kommunen 

1. Januar 2005

In-Kraft-Treten des neuen Leistungsrechts des SGB II

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt erhebliche Vorbehalte gegen die Ausübung der Option gemäß § 6 a SGB II äußert, da er die finanziellen Rahmenbedingungen als nicht geklärt sieht und eine Belastung der Kreisumlage durch ein Finanzierungsdefizit bei den optierenden Landkreisen befürchtet. Der SGSA scheint seine Mitglieder auch entsprechend beraten zu haben, da sich in einzelnen Landkreisen bereits Widerstand aus dem gemeindlichen Bereich gegen eine Option formiert. 

Wir bemühen uns gleichwohl weiterhin, mit dem SGSA eine gemeinsame Position zu erarbeiten, damit die Chancen und Risiken einer Option in den Kreistagen sachlich und ergebnisoffen gegeneinander abgewogen werden können. 
Der Deutsche Landkreistag hat das beiliegende Argumentationspapier „Für eine faire Option - Nur die kommunale Gesamtträgerschaft gibt Kommunen Steuerungsmöglichkeiten bei der  Grundsicherung für Arbeitsuchende“ erarbeitet, in dem die Nachteile des im SGB II verankerten Systemfehlers von zwei Aufgabenträgern bei der Grundsicherung für Arbeitssuchende dargestellt werden. Diese Nachteile lassen sich auch nicht in den Arbeitsgemeinschaften im Job-Center beseitigen, da die Arbeitsgemeinschaften weitere kaum lösbare Probleme mit sich bringen. 

Wir hoffen, dass dieses Papier in der kommunalpolitischen Diskussion hilfreich ist.

Als Gast haben wir zu diesem Tagesordnungspunkt und für den Abend Herrn Dr. Reiner Haseloff, Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, eingeladen.

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst

TOP 4
Tierkörperbeseitigung;


weitere Entwicklung der Tierköperbeseitigung in Sachsen-Anhalt und Änderung des Bundesrechts

Beratungsgrundlage:
Gesetz zur Durchführung gemeinschaftlicher Vorschriften über die Verarbeitung und Beseitigung von nicht für den menschlichen Verzehr bestimmten tierischen Nebenprodukten
Bisherige Beratung:
-

Weitere Beratung:
Fachausschuss für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und Raumplanung am 18. Mai 2004

Sachverhalt:
Das Regierungspräsidium Magdeburg hatte mit Verfügung vom 20. Dezember 2000 alle Bescheide, die bisher die Übertragung der Beseitigungspflicht und Änderung der Entgeltliste betreffen, aufgehoben und gleichzeitig neu gefasst. Die Verfügung war den Landkreisen mit Schreiben des Tierkörperbeseitigungsverbandes vom 19. Februar 2001 zur Kenntnis gegeben worden. 

Mit der Verfügung wird der Firma SARIA Bio-Industries GmbH die Beseitigungspflicht nach § 4 Abs. 2 TierKBG i. V. mit § 4 Abs. 2 TierKBG SA für die im Verbandsgebiet und in den kreisfreien Städten anfallenden Tierkörper, Tierkörperteile und -erzeugnisse in vollem Umfange übertragen. Die Übertragung der Tierkörperbeseitigungspflicht wird in der Übertragungsverfügung bis zum 31.12.2005 befristet. Das Land Sachsen-Anhalt hat bis zum Ablauf dieser Frist darüber zu entscheiden, 

· ob die Beseitigungspflicht nach dem Tierkörperbeseitigungsrecht wieder an die Landkreise und kreisfreien Städte zurückgeht oder 

· dem bisherigen Inhaber der Tierkörperbeseitigungspflicht erneut übertragen wird  oder aber 

· im Ausschreibungswege der Wettbewerb für die Durchführung dieser öffentlich-rechtlichen Leistung eröffnet wird. 

Nach Mitteilung des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt ist bei dieser Frage darüber hinaus von Bedeutung, dass die TBA Mützel der Firma SARIA Bio-Industries GmbH mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe gefördert wurde. Dem Vernehmen nach enthält der Förderbescheid eine Nebenbestimmung, wonach die Fördermittel in voller Höhe zurückzuzahlen sind, wenn binnen 12 Jahren nach Erteilung der Fördermittel die öffentlich-rechtliche Beseitigungspflicht nicht mehr dem Inhaber der Tierkörperbeseitigungsanlage in Mützel obliegt. Damit besteht förderrechtlich seitens des tierkörperbeseitigungspflichtigen Unternehmens – aber auch des Landes Sachsen-Anhalt – ein Interesse daran, mindestens bis 2007 die Tierkörperbeseitigungspflicht in der jetzigen Form durchzuführen. 

Grundsätzlich bestehen folgende Möglichkeiten: 

· Das Land Sachsen-Anhalt verlängert mit Blick auf die Fördermittelgewährung ohne öffentlichen Wettbewerb die Übertragung der Tierkörperbeseitigungspflicht auf die Firma SARIA Bio-Industries GmbH, 

· das Land schreibt die Aufgabe der Tierkörperbeseitigungspflicht für die Tierkörper, Tierkörperteilen und -erzeugnisse europaweit aus und ermittelt so den Leistungserbringer ab dem 01.01.2006 oder 

· die Landkreise und kreisfreien Städte könnten die Rekommunalisierung der Tierkörperbeseitigung fordern und sich entweder mit einem Unternehmervertrag gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 TierNebG (Anlage) eines Dritten bedienen oder in einer eigenen Anlage die Tierkörperbeseitigung durchzuführen. 

Die letztgenannte Option dürfte wegen des erheblichen Investitionsbedarfs des Betriebs- und Betriebskostenrisikos für die Landkreise nicht zuvorderst in Betracht kommen. Den Landkreisen sollte eher daran gelegen sein, dass die Bedingungen für die eventuelle Fortsetzung der Tierkörperbeseitigungspflicht durch Firma SARIA unter im Wettbewerb ermittelten Bedingungen erfolgt oder ein anderer Betreiber einer Tierkörperbeseitigungsanlage für die Durchführung dieser öffentlich-rechtlichen Aufgabe in einem Ausschreibungsverfahren ermittelt wird. 

Das Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz des Bundes hat die europarechtlichen Vorgaben hinsichtlich der Verarbeitungskategorien und des Umgangs mit den Erzeugnissen umgesetzt. Das Landesausführungsgesetz wird in Folge dessen anzupassen sein. Sobald den kommunalen Spitzenverbänden ein entsprechender Gesetzentwurf zur Stellungnahme vorgelegt wird, sollte zur weiteren finanziellen Entlastung der Landkreise eine höhere Beteiligung der Tierhalter (oder des Landes) an den Tierkörperbeseitigungskosten gefordert werden. Hierzu wird den Landkreisen von der Geschäftsstelle rechtzeitig ein Vorschlag unterbreitet.

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst

TOP 5
Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004

Beratungsgrundlage:
-
Bisherige Beratung:
TOP 4
  17.
Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 14. Oktober 2003

TOP 1
  32.
Landräte-Seminar am 27./28. November 2003

TOP 3
113.
Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003



TOP 4
  18.
Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 27. Januar 2004
TOP 6
114.
Präsidialsitzung am 10. Februar 2004



Weitere Beratung:
-
Sachverhalt:
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 11. Dezember 2003 den Gesetzentwurf zur Vereinfachung der Durchführung des Finanzausgleichs entsprechend der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres (LT-Dr. 4/1198 vom 02.12.2003)  als „Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichs“ beschlossen. Das Gesetz ist zwischenzeitlich veröffentlicht (GVBl. LSA S. 357) und am 01. Januar 2004 in Kraft getreten.

Die Änderung des Finanzausgleichsgesetzes umfasst im Wesentlichen die Einbeziehung der bisher über die Aufnahme-Erstattungsverordnung ausgereichten Mittel für das Aufnahmegesetz in den Finanzausgleich, wodurch die Verbundquote auf 23,82126 v. H. angehoben worden ist. Unserer Forderung entsprechend sind die Investitionshilfen gemäß § 11 a FAG verstetigt worden; sie betragen künftig konstant 12 v. H. der Finanzausgleichsmasse. Die Jugendpauschale wird als aufgabengebundene Sonderzuweisung außerhalb der Finanzausgleichsmasse in das Finanzausgleichsgesetz überführt. Gleichzeitig ist die Gegenfinanzierungsverpflichtung entfallen und der Nachweis der Mittelverwendung vereinfacht worden, indem er künftig über die Jahresrechnung erbracht wird. 

Die sich anhand der Verbundquote errechnende Finanzausgleichsmasse reduziert sich um einen Betrag von 83,25 Mio. Euro, der als vorläufiger Überzahlungsbetrag aus 2003 in 2004 verrechnet wird. Auf der Grundlage des vorläufigen Festsetzungsbescheides des Statistischen Landesamtes vom 19.12.2003 wird in 2004 eine Finanzausgleichsmasse in Höhe von 1.503.563.500 Euro ausgereicht. Der Betrag liegt rd. 97,4 Mio. Euro unter der in 2003 verteilten Finanzausgleichsmasse. Eine Aufteilung dieses Betrages auf die einzelnen Teilmassen und kommunalen Gruppen liegt als Anlage bei.
Fraglich bleibt aus unserer Sicht, inwieweit der für das Aufnahmegesetz in das Finanzausgleichsgesetz überführte Betrag für die Landkreise und kreisfreien Städte ausreichend sein wird. Im Rahmen der Anhörung im Landtagsinnenausschuss hatten wir deutlich gemacht, dass sich allein durch die Steuerschätzung 11/2003 bei einem festen Anteil von 3,4475 v. H. der Teilmasse „Aufnahmegesetz“ an der Finanzausgleichsmasse ein Betrag rechnet, der unterhalb des ursprünglich vom Land vorgesehenen Haushaltsansatzes von 56,7 Mio. Euro liegt. Dem Vernehmen nach soll allerdings das Innenministerium beim Finanzministerium erreicht haben, dass der Betrag von 56,7 Mio. Euro ungekürzt in 2004 zur Verfügung steht. Hierauf werden wir bei der Abrechnung der Finanzausgleichsmasse 2004 zu achten haben. Gleichzeitig sollten die Landkreise ihre Aufwendungen nach dem Aufnahmegesetz im laufenden Haushaltsjahr detailliert erfassen, um die Auskömmlichkeit des vom Land über das FAG bereitgestellten Betrages prüfen zu können.

Mit Blick auf die Belastungen der Landkreise und kreisfreien Städte aus der Grundsicherung ist im Landeshaushalt ein Betrag von 5,0 Mio. Euro ausgewiesen, der  allerdings erst nach Vorlage der tatsächlichen Mehrbelastungen für die Kommunen und der Entlastung für das Land erstattet werden darf. Über die Erstattung entscheidet der Ausschuss für Finanzen. 

Nach unserer Erhebung zu den finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes wird dieser Betrag in keinem Fall ausreichen, um die Kostenverschiebung zwischen Land und Kommunen auszugleichen. Bereits mit Stand 31.10.2003 lagen die Belastungen bei den 15 Landkreisen, die einen Bearbeitungsstand über 70 % aufwiesen, bei 5,7 Mio. Euro. Unsere Erhebung haben wir zwischenzeitlich zum Stand 31.12.2003 erneuert, um auf der Grundlage dieser Daten möglichst kurzfristig die Forderung gegenüber Landesregierung und Landtag nach einem angemessenen finanziellen Ausgleich zu erneuern. Über die Ergebnisse wird unter TOP 6 berichtet.

Unabhängig hiervon haben sich die Landkreise Aschersleben-Staßfurt und Weißenfels an dem Verfahren unter Federführung des Deutschen Landkreistages vor dem Bundesverfassungsgericht beteiligt und kommunale Verfassungsbeschwerde gegen das Grundsicherungsgesetz erhoben. Beide Landkreise werden auch bis Ende Februar 2004 fristgerecht kommunale Verfassungsbeschwerde gegen das Finanzausgleichsgesetz 2003 beim Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt einlegen, um die entstandenen Belastungen aus dem Grundsicherungsgesetz gegen das Land geltend machen zu können, falls das Bundesverfassungsgericht die kommunale Verfassungsbeschwerde als unzulässig zurückweist. Die Klageschrift befindet sich zurzeit im Schlussredaktions- und Abstimmungsverfahren zwischen der Geschäftsstelle, dem Deutschen Landkreistag und den klagenden Landkreisen.
Zum aktuellen Stand der Haushaltsberatungen 2004 in den Landkreisen haben wir mit Rundschreiben-Nr. 015/2004 vom 12. Januar 2004 eine Umfrage eingeleitet, über deren aktuelle Ergebnisse wir im Rahmen der Sitzung mündlich berichten. Nach dem derzeitigen Stand der Haushaltsberatungen für 2004 in den Landkreisen erhöht sich der Fehlbetrag in den Verwaltungshaushalten auf rd. 150 Mio. Euro. 

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst 

TOP 7
Fortsetzung der Funktionalreform im Land Sachsen-Anhalt


Beratungsgrundlage:
Verhandlungsposition des Landes zur Frage der Höhe der Kostenerstattung vom 21. Januar 2004

Aufarbeitung dieses Angebots durch die Geschäftsstelle mit Bewertungsvorschlag
Landräte-Schreiben Nr. 011/2004 vom 09. Februar 2004 

Bisherige Beratung:
TOP 6
   17.
Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und



Kommunalrecht am 14. Oktober 2003

TOP 2

   32.
Landräte-Seminar am 27./28. November 2003

TOP 4
 113.
Präsidialsitzung am 09. Dezember 2003

TOP 7
   18.
Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und



Kommunalrecht am 27. Januar 2004
TOP 3
   14.
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr


und Raumplanung am 03. Februar 2004

TOP 5
  114.  Präsidialsitzung am 10. Februar 2004

Weitere Beratung:
115. Präsidialsitzung am 13. April 2004 

Sachverhalt:
Mit beiliegendem Schreiben vom 21. Januar 2004 (Anlage 1) hat uns die Staatskanzlei die Verhandlungsposition des Landes zur Höhe der Kostenerstattung im Rahmen der Funktionalreform mitgeteilt. Grundlage dieses Angebots sind folgende Festlegungen:

· Die Landkreise und kreisfreien Städte sind bereit, 48 VBE vom Land zu übernehmen. Dabei liegt es im Risiko des Landes, dass es genügend qualifizierte Bedienstete zu einem Wechsel in die Kommunalverwaltung bewegen kann, um dieses Ziel zu erreichen.

· Die Kostenerstattung erfolgt nach dem KGSt-Gutachten 07/2003 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ mit den Kostenteilen Personalkosten, Gemeinkosten, allgemeine Sachkosten und IT-Kosten.

Als Kostenausgleich bietet die Staatskanzlei an:

· Bei der Aufgabenverlagerung ohne Personalübergang ist das Land bereit, jeweils 50 v. H. der Personal- und Gemeinkosten zu übernehmen. Die allgemeinen Sachkosten sollen einmalig in 2005 mit 100 Prozent abgegolten werden.

· Bei der Aufgabenverlagerung mit Personalübergang hat das Land eine kommunale Interessenquote von 10 v. H. bei den Personal- und Gemeinkosten von 2005 bis 2007 und 20 v. H. ab 2008 zugrunde gelegt. Die allgemeinen Sachkosten sollen in diesem Fall zu 100 Prozent jährlich abgegolten werden.

· Die IT-Kosten sollen grundsätzlich nur in Höhe eines in Sachsen errechneten Betrages von 2.900 Euro pro Arbeitsplatz und Jahr erstattet werden.

Das Schreiben der Staatskanzlei haben wir in der ebenfalls beiliegenden Übersicht (Anlage 2) systematisiert dargestellt. Unser Ziel muss es sein, eine dauerhaft abgesicherte und auskömmliche Kostenerstattung zu erreichen. 

Das Präsidium hat in seiner 114. Sitzung am 10. Februar 2004 auf der Grundlage der Beratungen in den Fachausschüssen für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht sowie für Wirtschaft, Umweltschutz, Verkehr und Raumplanung zum Verhandlungsangebot des Landes folgenden Beschluss gefasst:
1. Das Präsidium nimmt die gemeinsame Stellungnahme beider kommunalen Spitzenverbände zu verschiedenen noch offenen Themen der Funktionalreform zustimmend zur Kenntnis.

2. Bezüglich der vom Land vorgelegten Verhandlungsposition zur Höhe der Kostenerstattung fordert das Präsidium auf der Grundlage des KGSt-Berichts 07/2003 „Kosten eines Arbeitsplatzes“

· bei der Aufgabenverlagerung mit Personalübergang eine zunächst 100%ige Erstattung der Personal- und Gemeinkosten und

· bei den IT-Kosten eine mindestens 50%ige Kostenerstattung


durch das Land. Das Angebot des Landes einer 50%igen Erstattung von Personal- und Gemeinkosten bei der Aufgabenverlagerung ohne Personalübergang hält das Präsidium für akzeptabel.

3.
Die Anrechnung möglicher Gebühren- und Bußgeldeinnahmen pauschal in Höhe von 264.000 Euro/Jahr lehnt das Präsidium ab und fordert zunächst eine plausible und belastbare Ermittlung dieser Einnahmebeträge.

Auf der Grundlage dieses Beschlusses wird die Geschäftsstelle möglichst gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt zu dem Verhandlungsangebot Stellung nehmen. Über den aktuellen Sachstand wird im Landräte-Seminar mündlich berichtet. Dies gilt auch für die vorläufigen Ergebnisse des mit Landräte-Schreiben Nr. 011/2004 abgefragten Bedarfs der Landkreise an zusätzlichem Fachpersonal in der Umweltverwaltung. 

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst

TOP 8
Neuordnung der Verwaltungsgemeinschaften im Land Sachsen-Anhalt
Beratungsgrundlage:
Rundschreiben Nr. 443/2003 vom 28. Oktober 2003 

Landräte-Schreiben Nr. 010/2004 vom 05. Februar 2004 

Bisherige Beratung:
-

Weitere Beratung:
20. Sitzung des Ausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 11. Mai 2004   

Sachverhalt:
Das Innenministerium hat am 06. Februar 2004 den gegenwärtigen Stand bei der Neuordnung der Verwaltungsgemeinschaften vorgestellt und über die weitere Vorgehensweise bei der Umsetzung des Gesetzes zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit informiert. Bei den Überlegungen des Innenministeriums werden die gesetzlich vorgegebenen Mindesteinwohnerzahlen von 8.000 Einwohnern für Einheitsgemeinden und 10.000 für Verwaltungsgemeinschaften nahezu landesweit erreicht. Kreisübergreifende Lösungen sind – außer in den bereits bekannten Fällen zwischen den Landkreisen Saalkreis und Merseburg-Querfurt sowie den Landkreisen Anhalt-Zerbst und Jerichower Land – nicht vorgesehen. Insgesamt würden nach den Vorstellungen des Innenministeriums 90 Verwaltungsgemeinschaften bzw. Trägergemeinden und 34 hauptamtlich sich selbst verwaltende Gemeinden gebildet. Die im Rahmen der Pressekonferenz des Innenministers am 06. Februar 2004 verteilten Unterlagen fügen wir als Anlage bei. 

Nach Art. 3 des Gesetzes zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit vom 13. November 2003 werden die Verwaltungsgemeinschaften und hauptamtlich verwalteten kreisangehörigen Gemeinden mit Wirkung vom 01. Januar 2005 für eine Reihe von Aufgaben zuständig, die bislang von den Landkreisen wahrgenommen werden. Der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt hat angeregt, für die praktische Umsetzung dieses Aufgabenübergangs eine gemeinsame Arbeitsgruppe der kommunalen Spitzenverbände einzurichten, die beispielsweise folgende Fragen klären sollte:

· Ermittlung des Aufgabenumfangs (Fallzahlen) zur Personalbedarfsbemessung einschl. der Eingruppierung

· Abstimmung über den Einsatz von Software-Anwendungen (Übernahme der bereits bei den Landkreisen im Einsatz befindlichen Lösungen?)

· Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kreisangehörigen Kommunen (Hospitation beim Landkreis, Fortbildungsseminare durch das kommunale Studieninstitut oder Schulungen durch die jeweiligen Landkreise)

· Übergabe der Akten und der noch laufenden Verfahren etc.

Aus Sicht der Geschäftsstelle könnte die Arbeitsgruppe für die organisatorischen, rechtlichen und verfahrensmäßigen Fragen mit dem Ziel eines reibungslosen Aufgabenübergangs Lösungen vorbereiten. Insofern stehen wir dem Vorschlag des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt aufgeschlossen gegenüber.

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst
TOP 9
Bildung kreisübergreifender integrierter Leitstellen für die Bereiche Rettungsdienst, Brand- und Katastrophenschutz 

Beratungsgrundlage:

Landräte-Schreiben Nr. 045/2003 vom 19. September 2003

Rundschreiben Nr. 427/2003 vom 15. Oktober 2003 

(Einladung zur 16. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales)

Bisherige Beratung:
TOP 7 b
16.
Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und




Soziales am 28. Oktober 2003

Weitere Beratung:

- 

Sachverhalt:

In Sachsen-Anhalt bestehen derzeit 23 integrierte Leitstellen für den Rettungsdienst, Brand- und Katastrophenschutz. Seit längerem fordern insbesondere die gesetzlichen Krankenkassen eine Reduzierung auf ein bis drei Leitstellen. Auch aus den verschiedenen Landtagsfraktionen und aus der Landesregierung gibt es Äußerungen, die Zahl der bestehenden Leitstellen erheblich zu reduzieren. 

Ähnliche Diskussionen werden auch in anderen Bundesländern geführt. Teilweise sind auch bereits kreisübergreifende integrierte Leitstellen, auch als integrierte Regionalleitstellen bezeichnet, in Betrieb, z.B. in Schleswig-Holstein und in Sachsen.  

Der Landkreistag Sachsen-Anhalt hat sich bisher gegen diese Bestrebungen ausgesprochen und die Notwendigkeit eines örtlichen Bezugs der Leitstellen betont. Für die weiteren Überlegungen ist aber zu berücksichtigen, dass in Folge der bevorstehenden Einführung eines digitalen Sprech- und Datenfunksystems erhebliche strukturelle Veränderungen für die Bereiche Rettungsdienst, Brand- und Katastrophenschutz zu erwarten sind, auch wegen des zu erwartenden investiven Aufwandes bei Einführung der neuen Technik.

Erörtert wird insoweit auch, integrierte Leitstellen unter Einbeziehung oder jedenfalls in Kooperation mit der Polizei auf Ebene der Polizeidirektionen zu bilden. Wir verweisen hierzu auf die Ausführungen in den als Beratungsgrundlage benannten Schreiben.

Zwischenzeitlich finden zwischen der Stadt Dessau und den umliegenden Landkreisen sowie im Norden des Landes zwischen den Landkreisen Altmarkkreis Salzwedel, Jerichower Land und Stendal Gespräche mit dem Ziel statt, kreisübergreifende integrierte Leitstellen einzurichten. Da diese Bestrebungen eventuell auch die Entwicklung in den anderen Landesteilen beeinflussen können, wird angeregt, im Rahmen des Landräte-Seminars einen Erfahrungsaustausch zu diesem Thema zu führen.

33. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 26./27. Februar 2004 in Wörlitz, Landkreis Anhalt-Zerbst

TOP 10
Parlamentarischer Abend der kommunalen Spitzenverbände am 04. März 2004
Beratungsgrundlage:
-
Bisherige Beratung:
-

Weitere Beratung:
-
Sachverhalt:
Nach Abstimmung mit dem Ältestenrat hatten wir bereits im letzten Jahr als Termin für den Parlamentarischen Abend der kommunalen Spitzenverbände Sachsen-Anhalt den 04. März 2004 vormerken können. Als Teilnehmer an dieser Veranstaltung haben wir gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt eingeladen:

1. Landtagspräsident und die Mitglieder des Landtages

(115)

2. Mitglieder der Landesregierung, die keine MdL sind:

    (3)

· Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer

· Minister Jeziorsky, MI

· Minister Prof. Dr. Olbertz

3. Staatssekretäre 







  (12)

4. Mitglieder des Bundestages aus Sachsen-Anhalt


  (18)

5. Europaabgeordnete aus Sachsen-Anhalt



    (3)

6. Landräte 








  (21)

7. Ehrenamtliche Präsidialmitglieder des Landkreistages

    (6)

8. Präsidialmitglieder des SGSA





  (20)

9. Mitglieder des Regionalen Beirats der Nord/LB 


  (20)

10. Präsident des Landesverwaltungsamtes



    (1)

11. GF Präsident Voigt, OSGV





    (1)

Die Resonanz auf unsere Einladung ist ausgesprochen positiv. Lediglich die Mitglieder des Bundestages haben wegen der Plenarwoche in Berlin weitgehend absagen müssen. Nach den aktuell vorliegenden Rückmeldungen gehen wir von einer Teilnehmerzahl zwischen 130 und 150 Personen aus.

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit der Norddeutschen Landesbank im Gebäude der Nord/LB in Magdeburg statt.

Im Mittelpunkt der Veranstaltung sollen die Gespräche mit den Gästen stehen. Von daher ist zu Beginn der Veranstaltung lediglich ein kurzer offizieller Teil vorgesehen: 

19:30 Uhr

Begrüßung durch die kommunalen Spitzenverbände

Bürgermeister Peter Pfützner,

Präsident des Städte- und Gemeindebundes

Sachsen-Anhalt

19.40 Uhr

Grußwort des Landtages von Sachsen-Anhalt




Prof. Dr. Adolf Spotka MdL,




Präsident des Landtages von Sachsen-Anhalt

19:50 Uhr

Grußwort der Landesregierung von Sachsen-Anhalt




Prof. Dr. Wolfgang Böhmer,




Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt 


20.00 Uhr

Überleitung zum Gespräch




Landrat Dr. Michael Ermrich,

Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt

_960268101.doc
�



�
















